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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem 
marktförderungsgesetz, das Allgemeine 
sicherungsgesetz und das Bundesgesetz 
638/1982 geändert werden 

( �ll 
das Arbeit s­
Sozialver­
BGBI.Nr. 

Mit Beziehung auf die Rundschreiben des Bundeskanzerlamtes vom 

13. Mai 1976, GZ: 600.614/3-VI/2/76, vom 16. Mai 1978, GZ: 

600.614/2-VI/2/87, und vom 10. August 1985, GZ: 600.271/1-17/ 
6/85, werden anbei 25 Ausfertigungen des gleichzeitig den �ur 

Begutachtung berufenen Stellen zugeleiteten Entwurfes einep 

Bundesgesetzes, mit dem das Arbeitsmarktförderungsgesetz, (�as 

Allgemeine Sozialversicherungsgesetz und das Bundesgesetz BGBI. 

Nr 638/1982 geändert werde� samt Erläuterungen übermittelt Die 

Frist für die Abgabe von Stellungnahmen endet mit dem 25.9 1987. 

Beilagen: 

Gesetzesentwurf samt 

Erläuterungen 

Für den Bundesminister: 

S t e i n  b a c h  

tJdl.e Richtigkeit 
d r UsfB�'1-9' 

(f/t .  J 

DVR: 0011001. LAÄ 0011035 bis 0011116. AÄ 0015008 bis 0015954. llÄ 0011124 bis 0011183 
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�lage zu Zl. 34.401/.��2�a4 

E N T W U R F 

Bundesgesetz vom • • • • • • • •  1987, mit dem das 

Arbeitsmarktförderungsgesetz, das Allgemeine 

Sozialversicherungsgesetz und das Bundesgesetz 

BGBl. Nr. 638/198 2 geändert werden 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

A r t  i k e 1 I 

Das �rbeitsmarktförderungsgesetz, BG Bl.Nr. 31/1969, zu­

letzt geändert durch das Bundesgesetz 9GBl.Nr. 7 8/1987, 

wird wie folgt geändert: 

1. Nach � 23 wird folgender § 23a samt Oberschrift ein­

g efügt: 

"Pfindungs- und Verfügungsbeschrinkungen 

§ 23a. Beihilfen gemiß § 19 Abs. 1 lit. b in Ver­

bindung mit § 20 Abs. 2 lit. c können zur Deckung ge� 

setzlicher Unterhaltsansprüche q egen den Beihilfen­

empfänger mit der Maßgabe, daß § 6 des LOhnpfändungs­

gesetzes, BGBl.Nr. 51/1955, sinngemiß anzuwenden ist, 

rechtswirksam übertragen, verpfändet oder gepfändet 

werden. Der § 293 der Exekutionsordnung, RGBl.Nr. 

79/ 1896, gilt sinngemäß." 

2. In den § §  24 Abs. 1, 3 4  Abs. 1 und 39 Abs. 2 tritt an 

die Stelle des Betrages von "500 000 Sn jeweils der 

Betrag von " 1  000 000 Sn. 
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3. § 24 Abs. 2 lautet: 

" (2) Das Landesarbeitsamt kann nach Anhörung des Ver­

waltunqsausschusses seine Befugnis zur Gewährung von 

Beihilfen für Maßnahmen gemäß § 19 Abs. 1 hinsicht­

lich aller oder bestimmter, nach allgemeinen Kri­

terien umschriebener Beihilfenarten den Arbeitsämtern 

übertragen. " 

4. § 25 Abs. 1 samt Überschrift lautet: 

"Sozialversicherung der Beihilfenbezieher 

§ 25. (1) Personen, die von Maßnahmen gemäß § 19 

Abs. 1 lit. b erfaßt sind und hiefür eine Beihilfe 

gemäß § 20 Abs. 2 lit. c beziehen, sind, soweit die 

Abs. 2 bis 4 nicht anderes bestimmen, in der �rbeits­

losen-, Rranken-, Unfall- und Pensionsversicherunq 

pflichtversichert. Für diese Versicherungen gelten, 

soweit die §§ 25a bis 25c nicht anderes bestimmen, 

die Vorschriften des Ar beitslosenversicherungsgeset­

zes 1 977 und des Allgemeinen Sozialversicherungsge­

setzes über die gesetzliche Kranken-, Unfall- und 

Pensionsversicherung für Pflichtversicherte." 
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5. Im § 25 Abs. 3 wird der Ausdruck "Arbeitslosenver­

sicherungsgesetz 1958" durch "Arbeitslosenversiche­

rungsgesetz 1977" ersetzt. Folgender Satz wird ange­

fügt: "Sie unterliegen hinsichtlich des Beihilfenbe­

zuges nicht den Bestimmungen des Abs. 1. " 

"6. �ach § 25 werden die folgenden §§ 25a bis 25c einge­

fügt: 

"§ 25a. (1 ) Der Beitrag zur Arbeitslosen-, Kranken-, 

Unfall- und Pensionsversicherunq für nach § 25 Abs. 1 

Versicherte ist mit dem Hundertsatz der allgemeinen 

Beitragsgrundlage zu bemessen, wie er jeweils für 

Dienstnehmer festgesetzt ist, die der Pensionsver­

sicherung der Arbeiter zugehören. 

(2) Als allgemeine Beitragsgrundlage für nach 

§ 25 Abs. 1 Versich�rte gilt für die Krankenversiche­

rung der doppelte Betrag und für die übrigen Pflicht­

versicherungen der einfache Betrag der Beihilfe. 

(3) Das Krankengeld für nach § 25 Abs. 1 Ver­

sicherte gebührt in der Höhe der letzten Beihilfe ge­

mäß § 20 Abs. 2 lit. c. Als Wochengeld gebührt ein 

Betrag in der Höhe der um 80 vH erhöhten Beihilfe. 
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(4) Personen, die während des Bezuges einer 

Beihilfe gemäß § 20 Abs. 2 lit. c erkranken, gebührt, 

wenn sie auf Grund der für die Krankenversicherung 

maßgebenden Bestimmungen in den ersten drei Tagen der 

Erkrankung kein Krankengeld erhalten oder sich in An­

staltspflege befinden und für Angehörige zu sorgen 

haben, jedoch kein Familiengeld erhalten, für diese 

Zeit die bisher bezogene Beihilfe. 

(5) Wenn Ansprüche auf Leistungen der Kranken­

versicherung davon abhängen, ob der Leistungsbezieher 

seinen Angehöriqen aus seinem Entgelt Unterhalt ge­

leistet hat, gilt die Beihilfe gemäß § 20 Abs. 2 

lit. c als Entgelt. 

§ 25b. (1 ) Die Bestimmungen des Allgemeinen Sozial­

versicherungsgesetzes über die Krankenversicherung 

beim Ausscheiden aus einer durch eine Beschäftigung 

begründeten Pflichtversicherung und anschließender 

Erwerbslosigkeit sind auf Personen, deren Beihilfen­

bezug endet, anzuwenden; der Anspruch der aus dem 

Beihilfenbezuq ausgeschiedenen Personen auf die 

Pflichtleistungen der Krankenversicherungen durch 

eine Selbstversicherung (Abs. 2) bleibt unberührt. 

(2) Personen, die vor dem Beihilfenbezug 

krankenversichert waren, können nach dessen Ende die 

frühere Krankenversicherunq freiwillig fortsetzen. 

Hiefür gelten die Bestimmungen über die Selbstver­

sicherung in der Krankenversicherung. 

§ 25c. (1) Die Beiträge zur Pflichtversicherung von 

Beihilfenbeziehern gemäß § 25 Abs. 1 werden aus 

Mitteln der Arbeitslosenversicherung bestritten. 
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( 2) Aus Mitteln des Ausgleichsfonds für Fami­

lienbeihilfen wird den Trägern der gesetzlichen 

Krankenversicherung 50 vH der Aufwendungen für das 

Wochengeld ersetzt (§ 39a des Familienlastenaus­

gleichsgesetzes 1967, BGBI. Nr. 376) . 

(3) Meldungen, die nach den Vorschriften der 

gesetzlichen Krankenversicherung dem Dienstgeber ob­

liegen, haben die Dienststellen der Arbeitsmarktver­

waltung zu erstatten. Der Bundesminister für Arbeit 

und Soziales kann durch Verordnung Bestimmungen über 

die Vereinfachung des Meldewesens und über die Art 

der Entrichtung der Beiträge zur Arbeitslosen-, 

Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung erlassen. ' 

7. Im § 29 Abs. 2 lit. b tritt an die Stelle der Worte 

"16 Stunden" die Wendunq "zwei FUnftel der jeweils 

geltenden �ormalarbeitszeit". 

8. Im § 29 Abs. 2 lit. c tritt an die Stelle der Worte 

"mehr als 8 Arbeitsstunden" die Wendunq "mindestens 

ein FUnftel der jeweils geltenden Normalarbeitszeit". 
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9. Im § 29 Abs. 3, zweiter Satz, tritt an die Stelle der 

Worte "die Lohnsteuergruppe und die Anzahl der 

Kinderfreibeträge" die Wendung "einen allfälligen 

Alleinverdienerabsetzbetrag und die Anzahl der Kinder 

laut Familienbeihilfenkarte". 

ln. § 39 b Abs. 3 lautet: 

R (3) Ober die Gewährung der Beihilfe, über deren A.rt 

und deren Höhe hat der Bundesminister für Arbeit und 

Soziales im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 

Finanzen und dem Bundesminister für wirtschaftliche 

Angelegenheiten mit der Maßgabe zu befinden, d aß die 

Beihilfe der Eigenart des zu fördernden Vorhabens 

entspricht und die hiefür erforderlichen Bundesmittel 

nur in dem zur Erreichung des angestrebten Erfolges 

unumgänglichen Umfang eing esetzt werden. " 

1 1. Der bisherige Wortlaut des § 45 wird als " (1 ) "  be­

zeichnet. Als neuer Abs. 2 wird angefügt: 

" (2) Die Mitwirkung bei der Berechnung und die Zahl­

barsteIlung der Förderungen nach den §§ 19 und 20 

dieses Bundesgesetzes obliegen nach Maßgabe des § 6 

des Bundesrechenamtsgesetzes, BGBl. Nr. 12 3/ 1978, dem 

Bundesrechenamt. Generelle Änderungen in der Höhe 

dieser Förderungen sind auf Mitteilung des Bundesmi­

nisteriums für Arbeit und Soziales vom Rundesrechen­

amt vorzunehmen, sofern sie automationsunterstützt 

durchführbar sind. Die AIVG-Auszahlungsverordnung 

(BGBl.Nr. 105/ 198 4) ist sinngemäß anzuwenden." 

• 
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A r t i k e 1 11 

Das Bundesgesetz, mit dem das Arbeitsmarktförderungsge­

setz und das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977 ge­

ändert werden, BGBl.Nr. 6 38/ 1982, in der Fassung 

BGBl. Nr. 54/ 1985, wird wie folgt geändert: 

1. In Art. 111 Abs. 2 wird der Ausdruck "3 1. Dezember 

1987" durch "3 1. Dezember 199 1" ersetzt. 

2. I n  Art. 111 Abs. 3 lit. a tritt an die Stelle der 

Wendung "im Einvernehmen mit dem Bundesminister fUr 

Pinanzen" die Wendung "im Einvernehmen mit dem 

Bundesminister fUr Finanzen und dem Bundesminister 

fUr wirtschaftliche Angelegenheiten". 
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A r t  i k e 1 111 

Das Allgemeine Sozialversicherungsgesetz, BGBl.Nr. 

189/1955, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz 

BGBl.Nr. 158/1987, wird wie folgt geändert: 

§ 2 3 8  Abs. 4 letzter Satz lautet: 

"Dies gilt entsprechend auch für Beitragsmonate der 

Pflichtversicherung, die 

1. Zeiten enthalten, während welcher berufliche �aß­

nahmen der Rehabilitation (§§ 198 bzw 303 dieses Bundes­

gesetzes sowie § 16 1 des Gewerblichen Sozialversiche­

rungsgesetzes und § 153 des Bauern -Sozialversicherungs­

gesetzes) gewährt wurden, oder 

2. Zeiten einer Beschäftigung enthalten, zu deren 

Ausübung die Maßnahmen nach Z 1 den Versicherten be­

fähigt haben, oder 

3. Zeiten enthalten, während welcher der Versicherte 

eine Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes gemäß 

§ 19 Ahs. 1 lit. b in Verbindunn �it § 20 Abs. 2 lit. c 

des Arbeitsmarktförderungsgesetzes, BG Bl.�r. 3 1/ 1969, 

bezogen hat und gemäß � 25 Abs. 1 leg.cit. pflichtver­

sichert war." 
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A r t  i k e 1 IV 

Obergangsbestimmung 

Die Verordnung gemäß § 25c Ahs. 3 des Arbeitsmarkt-

. förderunqsgesetzes hat weiters vorzusehen, wie die Bei­

träge für jene Beihilfenempfänger, die im Zeitpunkt des 

Inkrafttretens der Verordnung im Bezug einer Beihilfe 

zur Deckung des Lebensunterhaltes gemäß § 19 Abs. 1 

lit. b in Ver9indung mit § 20 Abs. 2 lit. c AMFG stehen, 

abzurechnen sind, und wie die entsDrechen�en Meldungen 

zu erstatten sind. Abweichend von den Vorschriften des 

ASVG ist für die Erstattung dieser Meldungen nach Mög­

lichkeit ein automationsunterstütztes Verfahren vorzuse­

hen und auf schriftliche Einzelmeldungen zu verzichten. 
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A r t  i k e 1 V 

1. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1988 in 

Kraft. 

2. Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können 

bereits von dem seiner Kundmachung folgenden Tag an 

erlassen werden; sie dürfen jedoch erst mit dem in 

Z 1 bezeichneten Zeitpunkt in Kraft treten. 

A r t  i k e 1 VI 

1. Art. I Z 10 und Art. 11 dieses Bundesgesetzes treten 

mit dem 31. Dezember 1991 außer Kraft. 

2 .  Art. VIII des Bundesgesetzes, mit dem das Bundes­

ministeriengesetz 198 6, das Arbeitsmarktförderungsge­

setz und das Lebensmittelgesetz 1 975 geändert werden, 

BGB1. Nr. 78/1987, tritt mit dem 3 1. Dezember 1987 

außer Kraft. 

• 
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A r t  i k e l VII 

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut: 

, 

1. Hinsichtlich des Art. I Z 6, soweit § 25c Abs. 2 des 

Arbeitsmarktförderungsgesetzes betroffen ist, der 

Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie, 

2. hinsichtlich Art. I Z 10 und Art. 11 der Bundes­

minister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit 

dem Bundesminister für Finanzen und dem Bundes­

minister für wirtschaftliche Angelegenheiten, 

3. hinsichtlich Art. I Z 11 der Bundesminister für Ar­

beit und Soziales im Einvernehmen mit dem Bundes­

minister für Finanzen, 

4. hinsichtlich der übrigen Bestimmungen der Bundes­

minister für Arbeit und Soziales. 

58/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original)12 von 34

www.parlament.gv.at



VO R B L A T T 

A.Problem 

Veränderungen der sozialpolitischen Struktur in man­

chen Bereichen haben zur Folge, daß einzelne Bestim­

mungen des AMFG anpassungsbedürftig sind. Besondere 

Nachteile für Bezieher einer Beihilfe zur Deckung des 

Lebensunterhaltes gegenüber Beziehern von Leistungen aus 

der Arbeitslosenversicherung erschweren in zunehmendem 

Maße die im Rahmen einer aktiven Arbeitsmarktpolitik 

notwendigen Anpassungen an die Gegebenheiten des 

Arbeitsmarktes. 

Die befristeten Förderungsinstrumente zur Erhaltung und 

Sanierung von regionalpolitisch bedeutsamen Betrieben 

bedürfen im Hinblick auf die Entwicklung des Arbeits­

marktes einer vorsorglichen Verlängerung. 

B. Ziel 

Mit diesem Entwurf sollen �npassungen in folgenden Be­

reichen erfolgen: 

Pfändbarkeit von Beihilfen; 

Vereinfachungen und Beschleunigung der Beihilfenge­

währung; 

Beseitigung der sozialversicherungsrechtlichen Nach­

teile für Bezieher einer Beihilfe zur Deckung des 

Lebensunterhaltes gegenüber Beziehern von Leistungen 

aus der Arbeitslosenversicherung; 

flexibler Berechnungsmodus bei der Kurzarbeitsbei­

hilfe, der eine Berücksichtigung der branchenweise 

unterschiedlichen Normalarbeitszeit ermöglicht. 

Die Geltungsdauer der mit Novelle BGBl.Nr. 638/ 198 2 in 

das AMFG eingefügten Beihilfenform zur Lösung von Be­

schäftigungsproblemen mit besonderer volkswirtschaft­

licher Bedeutung soll auf weitere vier Jahre bis Ende 

199 1 verlängert werden. 
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c. Alternativen 

Keine. 

D. Kosten 

Kosten sind lediqlich für die Verlängerung der Förde­

rungsmöglichkeit nach den §§ 39a und 39b zu erwarten. 

Nach dem Bundesfinanzgesetz 1987 waren für diese Förde­

runqsmaßnahrnen 388 Mio S mit einer Überschreitungser­

mächtiqung von 500 Mio S vorgesehen. Der künftiqe Auf­

wand wird von der zu erwartenden Entwicklung des �r­

beitsmarktes abhängen. 

Die Änderung der sozialversicherungsrechtlichen Bestim­

mungen für Bezieher von Beihilfen zur Deckung des Le­

bensunterhaltes, insbesondere im Hinblick auf die durch 

die im Gesetzesentwurf vorgesehene Verordnungsermächti­

gung beabsichtigte Gleichstellunq des Melde - und Einhe­

bungsverfahrens mit jener für die Bezieher von Leistun­

gen nach dem Arbeitslosenversicherungsgesetz 1977, 

bringt keine Mehrkosten, hingegen eine wesentliche 

Verwaltungsvereinfachunq. 
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E R L Ä U T E R UN G F. N 
========================= 

A .  ALLG E M EIN ER T EIL 

Der Regelungsbereich des Arbeitsmarktförderungsqesetzes 

(A MFG, BGB1.Nr. 3 1/ 19 69), die Arbeitsmarktpolitik, ist 

einerseits Bestandteil der allgemeinen Wirtschaftspoli­

tik und weist andererseits enge Bezüge zur Sozialpolitik 

auf. Beides sind Bereiche, die eine Anpasssung an sich 

. ändernde wirtschaftliche und soziale Gegebenheiten ver­

langen. In diesem Sinne ist der vorliegende Entwurf ei­

ner Novelle zum A MFG als eine kontinuierliche Weiter-" 

führung bewährter Förderungsinstrumente und als eine An­

passung an sozialpolitische Veränderungen der jüngsten 

Zeit zu verstehen. 

Außerdem soll die sozialversicherungsrechtliche Stellung 

der Bezieher einer Beihilfe zur Dec�ung des Lebensunter­

haltes weitgehend jener von Arbeitslosengeldbeziehern 

angeglichen werden. Nachteile durch die Einbeziehung in 

eine arbeitsmarktpolitische Schulunqsmaßnahme sollen da­

durch in Zukunft nicht mehr eintreten können. Gleichzei­

tig soll auch der Verwaltungsaufwand wesentlich ver­

ringert werden. 

B. B ESON D ER ER T EIL 

Zu Art. I Z 1 (§ 23a) 

Mit dieser Bestimmung soll eindeutig klargestellt wer­

den, daß Beihilfen zur Deckung des Lebensunterhaltes 

hinsichtlich der Pfändbarkeit gleich zu behandeln sind 

wie Leistungen aus der Arbeitslosenversicherung. Ebenso 

wie bei diesen Versicherungsleistungen soll auch bei der 

Auszahlung der Beihilfe zur Deckung des Lebensunterhal­

tes auf das Vorhandensein gesetzlicher Unterhaltsver­

pflichtungen Bedacht genommen werden. Durch den Bezug 
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einer Beihilfe zur Deckunq des Lebensunterhaltes des 

Unterhaltsverpflichteten soll den anspruchsberechtigten 

Angehörigen kein Nachte il entstehen. Eine generelle 

Pf ändbarkeit der Beihilfe zur Deckung des Lebensunter­

haltes würde jedoch den arbeitsmarktpolitischen Zweck 

zunichte machen und jeden Versuch der Wiedereingliede­

rung ins Arbeitsleben vereiteln. Eine materielle Ände­

rung ist mit dieser Klarstellung nicht verbunden, weil 

bereits bisher durch Analogieschluß die entsprechende 

inhaltlich gleiche Norm des § 68 Z 2 des Arbeitslosen­

versicherungsgesetzes 1977, BGB1.Nr. 609, angewendet 

wurde.Die sinngemäße Anwendung des § 293 der Exekutions­

ordnung soll sicherstellen, daß im Falle einer Verpf än­

dung und Überweisung zugunsten von Unterhaltsansprüchen 

die allgemeinen Einschr änkungen des § 5 EO zur Anwendung 

kommen und dem Verpflichteten daher jedenfalls das 

Existenzminimum erhalten bleibt. 

Zu Art. I Z 2 (§§ 24 Abs. 1, 34 Abs. 1 und 39 Abs. 2) 

Durch die Anhebung der seit 1976 unveränderten Wert­

grenzen soll der Geldwertverminderunq Rechnung getragen 

und eine administrative Vereinfachung sowie eine weitere 

Beschleunigung der Behandlung der Beihilfenanträge er­

zielt werden. 

Zu Art. I Z 3 (§ 24 Abs. 2) 

Nach der geltenden Regelung kann nur ein Teil der Maß­

nahmen nach § 19 Abs. 1 zur Entscheidung von den prim är 

zust ändigen Landesarbeitsämtern an die Arbeits ämter 

delegiert werden. Diese Regelung hat sich in der Praxis 

als zu schwerf ällig erwiesen. Es soll an die Stelle der 

geltenden kasuistischen Regelung generell der Grundsatz 

treten, daß das Landesarbeitsamt unter Mitwirkung des 

parit ätisch aus Arbeitgeber - und Arbeitnehmervertretern 

zusammengesetzten Verwaltungsausschusses die Frage der 

Delegierung der Beihilfengew ährung nach Zweckm äßigkeit 

entscheiden kann. 

'. 
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Dadurch sollen die Landesarbeitsämter nunmehr auch in 

die Lage versetzt werden, insbesondere die Gewährung de 

Niederlassungsbeihilfe (§ 19 Abs. 1 lit. i), der Heim­

oder WOhnplatzbeihilfe (§ 19 Ahs. 1 lit. ;) und der Kin 

derbetreuungsbeihilfe (§ 19 Ahs. 1 lit. 1) den Arbeits­

ämtern zu übertragen. Neben einer Verwaltungsverein­

fachung wird damit auch eine bessere Handhabbarkeit und 

-eine flexiblere Einsatzmöglichkeit des arbeitsmarktpoli­

tischen Instrumentes der Beihilfen ermöglicht • .  Diese 

können dann auch wesentlich besser als bisher bei der 

Beratung zur Unterstützung einer Vermittlung angeboten 

werden. 

Auch die Gewährung von Beihilfen gemäß S 2 1, welche dem 

selben arbeitsmarktpolitischen Zweck dienen, soll den 

Arbeitsämtern übertragen werden können. 

Zu Art. I Z 4 ( §  25 Abs. 1) 

Bereits derzeit unterliegen nach§ 25 Ahs. 1 A MFG Per­

sonen, welche in eine Maßnahme gemäß § 19 Ahs. 1 lit. b 

einbezoqen sind und eine Beihilfe zur neckung des Le­

bensunterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c erhalten, der 

Vollversicherunq; sie sind somit in der Arbeitslosen-, 

Kranken -, Unfall - und Pensionsversicherung pflichtver­

sichert. 

Negative A uswirkungen, insbesondere im Hinblick auf 

durch den Beihilfenbezug verminderte Leistungsan­

sprüche aus der Pensions - und Krankenversicherung so­

wie 

den mit der Meldepflicht zur Sozialversicherung ver­

bundenen hohen administrativen Aufwand, 

welche auf Basis der geltenden gesetzlichen Regelung un­

vermeidlich waren, sollen nunmehr durch den vorliegenden 

Gesetzesentwurf beseitigt werden. 
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Hinsichtlich der Pensionsversicherung sieht der Entwurf 

die Beibehaltung der Pflichtversicherung mit der Maßgabe 

vor, daß Zeiten des Beihilfenbezuges bei der Berechnung 

der Bemessungsgrundlage außer Betracht bleiben sollen, 

wenn es für den Versicherten günstiger ist. Damit sollen 

allfällige H ärten beseitigt werden. 

Die im Entwurf vorgesehene Neuregelung stellt den Bei­

hilfenbezieher etwa dem jenigen gleiCh, der durchgehend 

einen gleichbleibenden Arbeitsverdienst erzielt. De( 

Nachteil der durch den Beihilfenbezug verursachten 

Minderung des Pensionsanspruches wäre beseitigt (siehe 

auch die Erläuterunqen zu Art. 111). 

Zu Art. I Z 5 (§ 25 Abs. 3) 

Die Ergänzung des § 25 Abs. 3 dient der Verdeutlichung, 

daß - da gemäß § 53 Abs. 3 lit. c in Verbindung mit § 11 

Abs. 3 lit. a des Al�gemeinen Sozialversicherungsge­

setzes ( AS VG) die Pflichtversicherung aus dem Beschäfti­

gungsverhältnis weiterbesteht - der Bezug einer Beihilfe 

bei Urlaub ohne En tgeltfortzahlung bis zur Dauer eines 

Monates nicht zusätzlich der Pflichtversicherung gemäß 

§ 25 Abs. 1 unterliegt. 
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Zu Art. I Z 6 (§§ 25a bis 25c) 

Nach der derzeitigen Rechtslage erhalten Beihilfenbe­

zieher ab dem vierten Tag ihres Krankenstandes das Kran­

kengeld gemäß § 1 4 1  ASVG im Ausmaß der Hälfte der Bei­

hilfe zur Deckung des Lebensunterhaltes. Dies führt in 

jenen Fällen, in denen die Beihilfe zur Deckung des Le­

bensunterhaltes gemäß § 20 Abs. 1 lit. c im Anschluß an 

das Arbeitslosengeld oder die Notstandshilfe qewährt 

wird und insbesondere dann, wenn die Beihilfe nur in 

Höhe des vorherigen Leistungsanspruches gebührt, zu 

einer schwerwiegenden finanziellen Benachteiligung die� 

ser Personen, weil sie während des Leistungsbezuges �n­

spruch auf Krankengeld in der vollen Höhe des Leistungs­

ansoruches gehabt hätten. § 25a des Entwurfes soll daher 

Beihilfenbezieher hinsichtlich der Krankenversicherung 

und des Krankengeldanspruches den Beziehern von Arbeits­

losengeld und Notstandshilfe angleichen. Nach der Neu­

regelung würde somit Krankengeld in Höhe der Beihilfe 

zur Deckung des Lebensunterhaltes und ein um 80 vH höhe­

res Wochengeld gebühren, womit die bisher bestehende 

SchlechtersteIlung gegenüber Arbeitslosengeldbeziehern 

beseitigt werden soll. 

I n  Zukunft soll im Hinblick auf Leistungen aus der Kran­

kenversicherung zwischen �rbeitslosengeldbeziehern und 

Beziehern einer Beihilfe zur Oeckung des Lebensunterhal­

tes, sofern diese Beihilfe in Höhe des Arbeitslosen­

geldes bezogen wird, kein Unterschied mehr bestehen. I n  

diesen Fällen soll durch die Neuregelung eine völlige 

Gleichbehandlung von Beihilfenbeziehern und Arbeits­

losengeldbeziehern im Krankheitsfall gesichert werden. 

Da auch hinsichtlich des Wochengeldes eine Gleichstel­

lung erreicht werden soll, sieht § 25c Abs. 2 in Ana­

logie zu § 4 1  Abs. 4 AIVG eine Mitfinanzierung aus dem 

Ausgleichsfonds für Familienbeihilfen vor. 
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§ 25b soll siCherstellen, daß die Krankenversicheung 

nach Ende des Beihilfenbezuges in der gleichen Weise 

fortwirkt wie nach Ausscheiden aus einer Beschäftigung. 

Die An- und Abmeldung, Ummeldung, Krankmeldung und 

Wochengeldmeldung der Beihilfenfälle für die Sozialver­

sicherung erfolgt derzeit in einem aufwendigen händi­

schen Verfahren: dies gilt auch für die Beitraqsabfuhr 

durch die Landesarbeitsämter, weil diese Vorgänge auf 

Grund der rechtlichen Gegebenheiten nicht in einem einer 

rationellen Datenverarbeitung zugänglichen Verfahren 

durchgeführt werden können. Der § 25c Abs. 3 sieht daher 

- analog zu den Bestimmungen des AIVG - eine Verord­

nungsermächtigung vor, wonach der Bundesminister für Ar­

beit und Soziales die Vereinfachung des Meldewesens und 

insbesondere die Pauschalabfuhr der Beiträge ermöglichen 

kann. 

Zu Art. I Z 7 bis 9 (� 29) 

Im Hinblick auf die durch die branchenweise unterschied­

liche Durchführung der Arbeitszeitverkürzung nicht mehr 

einheitliche Normalarbeitszeit sollen an die Stelle der 

bisher im Gesetz enthaltenen absoluten Zahlen nunmehr 

Umschreibungen treten, welche trotz unterschiedlicher 

Normalarbeitszeit eine verhältnismäßige Gleichbehandlunq 

sicherstellen. Die bisherige, auf die 40-Stunden-Woche 

abgestimmte Relation soll grundsätzlich beibehalten wer­

den. Es soll lediglich eine einzige Anpassung vorgenom­

men werden, um bisher in der Praxis wiederholt aufgetre­

tene unnötige Schwierigkeiten zu vermeiden. In Hinkunft 

soll auch dann eine Kurzarbeitsbeihilfe gewährt werden 

können, wenn die ausfallende Arbeitszeit innerhalb 

zweier aufeinanderfolgender Wochen (mindestens) ein 

Fünftel der jeweils geltenden Normalarbeitszeit beträgt, 

also auch dann, wenn der Arbeitsausfall bei gleicher 

Verteilung der Wochenarbeitszeit auf die einzelnen 

Arbeitstage genau einem Tag entspricht (bisher zumindest 
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einen Tag unq eine zusätzliche Zeiteinheit) . Wie bereits 

bisher gehen die Mindestvoraussetzungen weiterhin vom 

Modell der F ünftagewoche aus, ohne dadurch andere Ar­

beitszeitmodelle auszuschließen. 

Die vorgeschlagene Änderung im Abs. 3 verfolgt lediglich 

den Zweck einer terminologischen Anpassung an die be­

reits vollzogenen materiellen Änderungen im Steuerrecht. 

Zu Ar�. I Z 10 und Art. 11 (§§ 39a und 39b) 

Zur raschen Bereitstellung von zusätzlichen Mitteln zur· 

Sicherung von Arbeitsplätzen wurden 19R3 die §§ 39a und 

39b dem Arbeitsmarktförderungsgesetz eingefügt 

(BGBI.Nr. 638/ 19A 2) . Die Geltunqsdauer der Bestimmung 

war zunächst mit 3 1. 1 2. 1984 befristet. Im Hinblick auf 

die positiven Erfahrungen und die Notwendigkeit, dieses 

Instrumentarium im Hinblick auf die wirtschaftliche Ent­

wicklung beizubehalten, wur�e sie um weitere drei Jahre 

bis Ende 1987 verlängert (BGBl. Nr. 54/ 1985). 

Inzwischen sind diese Bestimmungen ein integrierender 

Bestandteil des arbeitsmarktpolitischen Instrumentariums 

geworden, welches angesichts der aktuellen wirtschaft­

lichen Lage auf absehbare Zeit zur Problemlösung weiter­

hin erforderlich bleiben wird. 

Gleichzeitig mit der Novellierung des Bundesministerien­

gesetzes im Jahre 1987 (BGBI.Nr. 78, Art. VII I) wurde in 

die Herstellung des Einvernehmens zur Entscheidung über 

die Gewährung der Beihilfe zwischen Bundesminister für 

Arbeit und Soziales und Bundesminister für Finanzen der 

Bundesminister für wirtschaftliche Anqelegenheiten ein­

bezogen. 
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Die jüngsten Prognosen des Institutes für Wirtschafts­

forschung und des Institutes für Höhere Studien lassen 

einen kon junkturellen Aufschwung vorerst nicht erkennen. 

Es ist daher mehr denn je erforderlich, Teile des allge­

meinen Budgets für beschäftigungswirksame Impulse einzu­

setzen. Restriktionen auf diesem Gebiet hätten negative 

Effekte. Die Einschränkung dieser Art des Mittelein­

satzes hätte wegen des damit verbundenen Einnahmenaus­

falles an Lohnsteuer, SozialversicherungSbeiträgen etc. 

nicht nur keine budqetsanierende Wirkunq, sondern würde 

wegen der Folgeerscheinungen, wie Rückgang des Konsums, 

der Investitionsneiqunq etc. auch zu einer Konjunktur­

dämpfung führen. 

Abgesehen von den gerade jetzt notwendigen, antizyklisch 

zu setzenden Beschäftigungsimpulsen ist vor allem der 

Strukturwandel durch zusätzliche Mittel zu fördern. 

Zur Verhinderung von Beschäftigungseinbrüchen müssen be­

gonnene Sanierungsmaßnahmen auch unter den härtesten 

Rahmenbedingungen weitergeführt werden. Auch muß in die­

sem Sinne manchen Betrieben die Möglichkeit der Umstel­

lung oder der Veräußerung, gegebenenfalls auch unter 

Einschränkunq des Produktionsvolumens, oder auch der 

ordnungsgemäßen Stillegung gegeben werden. 

Es stellt sich daher der Arbeitsmarktverwaltung im Lich­

te der Prognose zwinqend die Aufgabe, aufbauend auf die 

bisherigen Sanierungsmaßnahmen durch Investitionsförde­

rung größeren Ausmaßes länqerfristig beschäftigungswirk­

same Impulse zu setzen. Bei der Beurteilung des auf den 

§§ 39a und 39b AMFG fußenden Instruments und seiner Fi­

nanzierung aus allgemeinen Budgetmitteln ist daher im 

besonderen Maße darauf Bedacht zu nehmen, daß Großpro­

jekte mit besonderer volkswirtschaftlicher Relevanz, 
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deren Sanierung eingeleitet wurde, in weiterer Folge ab­

geschlossen werden können, und daß andererseits wichtige 

Betriebsansiedlungen in Krisenregionen ohne den Einsatz 

dieser Form der Förderung kaum Realisierungsaussichten 

hätten. 

Für das Jahr 1987 sind nach dem Bundesfinanzgesetz für 

Förderungen nach § 39a AMFG 388 Mio S mit einer Ober­

schrei�ungsermächtigung von weiteren 500 Mio S vo�ge­

sehen. Der künftige finanzielle Aufwand wird im wesent- . 

lichen von der zu erwartenden Entwicklung des Arbeits­

marktes abhängen. 

Die in den Schlußbestimmungen in der Novelle zum AMFG, 

BGBl.Nr. 638/1982, enthaltene, und durch BGBl. Nr. 

54/1985 verläng erte Geltungsdauer bis zum 31. Dezember 

1987 wäre daher unter Berücksichtigung der durch 

BGBl. Nr. 78/1987 geänderten Bestimmungen über die Mit­

wirkung anderer Bundesminister bis 31. Dezember 1991 im 

Hinblick auf die positiven Erfahrungen zu verlängern. 

Die Berichtigung des § 39b Abs. 1 dient lediglich der 

Beseitigung von redaktionellen Versehen und soll den 

Text besser lesbar machen. Eine inhaltliche Änderung ist 

damit nicht verbunden. 

Zu Art. I Z 11 (§ 45 Abs. 2 )  

Dem Bundesrechenamt obliegt gemäß der 3. Bundesrechen­

amtsverordnung (Verordnung des Bundesministers für Fi­

nanzen vorn 2. 2. 1979 betreffend die Durchführung des Bun­

desrechenamtsgesetzes im Wirkungsbereich des Bundesmi­

nisteriums für soziale Verwaltung, BGBl.Nr. 70) die Mit­

wirkung bei der Berechnung und ZahlbarsteIlung der im 

§ 19 Abs. 1 in Verbindung mit § 20 AMFG angeführten 

wiederkehrenden Beihilfen zur Förderung der Erlangung 

von Arbeits- und Ausbildungsplätzen oder zur Sicherung 

einer Beschäftigung. Eine korrespondierende Bestimmung 
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ist daher auch in das AMFG aufzunehmen, wie dies für den 

Bereich der Leistungen aus der Arbeitslosenversicherunq 

bereits durch die Novellierung des § 51 Abs. 1 AIVG er­

folgt ist (Vgl. BGB1.Nr. 61/1983, Art. 11 Z 3 und 1 270 

der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Na­

tionalrates, xv. GP, Erläuterungen zu Art. 11 Z 3 und 

5) • 

Die in der AIVG-Auszahlungsverordnung festgelegten Vor­

schriften über die Auszahlung von Leistunqen sollen 

darüber hinaus im Hinblick auf die gleichen administra­

tiven und technischen Voraussetzunqen auch für die Aus­

zahlung der Förderungen nach den §§ 19 und 20 AMFG zur 

Anwendung kommen. 

Zu Art. 111 

Gemäß § 25 Abs. 1 AMFG sind Personen, die von Maßnahmen 

gemäß § 19 Abs. 1 lit. b erfaßt sind und hiefür eine 

Beihilfe gemäß § 20 Abs. 2 lit. c beziehen, in der Ar­

beitslosen-, Kranken-, Unfall- und Pensionsversicheru�g 

pflichtversichert. Diese Beihilfen zur Oeckunq des Le­

bensunterhaltes sind in der Regel wesentlich geringer 

als der zuletzt bezogene Verdienst, sodaß sich für die 

Betroffenen unter Umständen schwerwiegende pensions­

rechtliche Nachteile ergeben können; dies dann, wenn die 

Gewährung der Beihilfen in den für die Bemessung der 

Pension maßgeblichen Zeitraum gemäß § 2 38 Abs. 2 ASVG 

fällt. Verstärkt wird diese negative Auswirkung überdies 

durch die 40. Novelle zum ASVG, BGBI.Nr. 484/198 4, durch 

die der Pensionsbemessungszeitraum von bis dahin fünf 

auf zehn Jahre ausgedehnt wurde. 

Hätte der Betroffene eine Leistung aus der Arbeitslosen­

versicherung bezogen, so wären diese Zeiten als Ersatz­

zeiten gemäß § 2 27 Z 5 ASVG zu beurteilen gewesen und 

bei der Bemessung der künftigen Pension nicht herangezo­

gen worden. 
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Mit dem vorliegenden Novellierungsvorschlag soll diese 

ungleiche Behandlung von Beihilfenbeziehern und Bezie­

hern einer Leistung aus der Arbeitslosenversicherung 

hinsichtlich der Pensionsbemessunq beseitigt werden. 

Zeiten des Bezuges einer Beihilfe zur Deckung des Le­

bensunterhaltes gemäß § 20 Abs. 2 lit. c AMFG sollen be' 

der Bildung der Bemessungsgrundlaqe außer Betracht blei 

ben, wenn es für den Versicherten günstiger ist. Damit 

würden die für die Beihilfenbezieher unter Umständen 

entstehenden pensionsrechtlichen Härten beseitigt 

werden. 

Zu Art. I V  

Durch diese Übergangsbestimmung soll der von den Dienst­

stellen der �rbeitsmarktverwaltung im Falle der Umstel­

lung des Meldewesens und der Beitragsentrichtung von der 

händisch durchzuführenden Einzelbearbeitung auf ein 

pauschaliertes Verfahren nicht zu bewältigende Aufwand 

der gleichzeitigen Ab- bzw. Ummeldunq sämtlicher Bei­

hilfenbezieher vermieden werden. 
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=================�=:=�=====��============ 

AMFG-geltende Fassung 

§ 24. (1.> Begehren um Gewährung einer Beihi lfe g emä ß §§ 1 8a, 1 8b, 

19, 20 und 21 sind von jedem Arbeit samt. e n tgegenz u n ehmer.. Über 

Beget:ren um Gewähn.ng von Beihilfen.6efindet..nach Anhörung des 

verwältung s�u �schusses. sof�rn die GesamtsumM� im Einze lK�11 den 

Bet r ag von 500.000 S nicht übersteigt�das nach dem Wohnsitz 

oder Aufenthalt des Beihil fenwerbers zuständige La ndesarbei t s a m t .  

Handelt e� sich u� ein� Einrichtung oder einer. Betrieb, befindet 

das nach , dem Standort der Einrich tung bzw. des Betriebes zu­
ständige Landesarbeits amt , sofern der Schulungsort bzw. der Ar­

beitsplatz aber außerhalb des Standortes der Einrichtung oder 

des Bet ri�bes gelegen ist, das nach dem Schulungsort bzw. dem 

Arbeitsplat � zuständige Landesarbeits.a 
sumrliE' im Fin2.e-lf a ll den Betrag von 50 0.000 S oder handelt es sich 

um die Förderung einer Einrichtung gemäß §§ 18a und 18b, deren 

Tätig�e,it sich auf zwei oder mehrere Länder ers t reckt , befindet 

der Bu�eesminister fUr soziale Verwal tung nach Anhörung des Bei­

r ates f�r Arbeitsma rktpolitik • 

AMFG-Fassung des Entwurfes 

IIfändungs- und Verftlgungsbeschrlnlcungen 

§ 2 3a . Beihilfen gemll S 19 Abs. 1 lit. b in V�r­
bindung mit S 20 Abs. 2 li�. c k8nnen zur Deckung ge­
setzlicher Unterhaltsansprßche gegen den!Beihilfen­

empfänger mit der Malgabe, dal S 6 des Lohnpf,lndungs­

gesetzes, BGBI.Nr. 5 1/1 955, sinngemll anzuwenden i st, 

rechtswirlcsam tlbertragen, verpflndet odet gepfihdet 
I . 

werd e n .  De r S 293 der Bxelcutionsordnung,'RGB1.Nr. 
7 9/1896, gil t sinngemll. 

§ /4. (1) Be<]ehren um C::ewäh rung einer Beihilfe g l'mäfl §§ lna, lnb, 

19, 20 und 21 s i nd von jedem Arbeit samt entgegenzunehme�. Ob"r 

/I�ge�.ren um Gewähn.ng von Beihilfer. befindet; n ach Anhöru nq des 

Verwa I t ungsctllO schusses. sof�rn die Gesamtsumme im Ei rize I f a ll -den 

Be trag von 1.000.000 S nicht übersteigt , das nach
' 

dem Wohnsitz 

oder Aufen t ha l t des Beihilfenwerbers zuständige Landesarbei t s a m t .  

Handelt es sich u� ein� Einrichtung oder einer. Betrieb, befindet 

das nach dem Standort der Einrichtung bzw . d�s Betriebes zu­

s tändig e Landesarbei�samt, sofern der Schulungsort bzw . der Ar­
bei tsplat z aber aUßer halb des Standortes der Einricht�ng oder 
des Betriebes gelegen ist , das nach dem Schu lunasort 

roeltsplat z  zuständige Landesarbeitsamt . Übe rsteig t, die Gesamt­

summe· im Fin2E'lfal1 den Betrag von 1.000.000 S ode'r h a nce l t  es sich 

um die Förde r u ng einer Einrich tung gemäß §§ 18a und 18b, deren 

Tätig�eit sich auf zwei oder mehrere Länder erst reck t ,  befindet 

der Bu�eesminister fUr s o ziale Verwaltung �ach Anhörung des Bei-
I 

r a tes für Arbeitsmarktpolitik • 
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(2) DaS Landesarbeitsllllt kann nach Anhörung des Verwal tungsausschusses 
seine Befugnis zur Gewährung: von Beihilfen nach Maßgabe der 

f olger.den Bes timmungen' hinsi ehtlich aller oder bes timmter. nach all­
g emeiner. Itriterien umschriebener Beihilfenarten den Arbeit sämtern 
ühe r t r ager: , '  und zwar 

a) bei Beihilfen gemäß S 19 Abs . 1 lit . c, d ,  g und h mit Aus­

nahme der in lit . d entha ltenen Beihilfen z ur Er)eichter�ng 
der Übersiedlung und der in lit. g enthalten�n Beihi lfen 
zur' Beschaf fun<; von Arbeitsplatzausrüs tung , 

b) bei Beihilfen gemäß S 1 9  Abs . 1 lit a, b ,  e und f, sofern 
es sich U\1l Begehr en handelt , bei denen der arbeitsmarkt­

politis�he Zweck eine sOfortige Beihilfengewährung erforder t, 

§ 2S (1) Personen. die von Maßnahmen gemäß § 19 Abs . 1 lit . b 

erfaßt sind und hiefür eine Beihilfe gemäß § 20 Abs. 2 lit. c 

bezi�her: , sind in der Arbe.iti] oser:-,:�'Kian ken -, !!.nfall- u!!d, 

pen�,ion�;liersicherun� pf lichtversichef'�. Auf dies�_ P:"�icht�er­
sicheru�gen finden die einschlä�igen Vorschrift en des Arbeits­
losenversicherungsgeset zes 1958 und des Allgemeinen Sozial­
VerSjCherur,g�qesetzes mit der Maßgabe Anwer.dung, d aß die 
Meldepflicht im Sinne dieser Vorschri f ten dem Lancesarbeits-

I 
amt, das ü,ber die Maßnahme gemäß S 19 Abs. 1 11 t .  b befunden 

hat , oblieg t; dieses hat auch die Beiträge zur Gänz e  ein zu­
z ahler. , so�ern die Abs . 2 und 3 nicht anderes bes timmen. 
Die Beit räge sind aus Mitteln der Arbeitsl oser:versicherung 
zu tragen: AI's allgemeine Beitragsgrundlage gilt der Bet r ag 
der Beihilfe . 

(2) Das Landesarbeitsamt kann nach Anhöt ung ' des Ver:-" 
waltunqsausschusses seine Be fugnis zur r.ewährung von 
Beihilfen f ür Maßnahmen gemll S 1 9  Abs. 1 hinsicht­
lich aller oder bestimmter, nach allgemeinen Kri­
terien umschriebener Beihilfenarten den Arbeitsämt�rn 
übertragen . 

Sozialversicherung der Beihilfenbez�eher 

� 2 5 . (1) Personen, d�e von Malnahmen qemlß S 1 4 
Abs . 1 lit. b erfalt sind un'

d'hiefOr eine Beihilfe 
gemäß § 20 Ahs . 2 lit. c beziehen, sind, Bowe�t die 
Abs . 2 bis 4 nicht anderes bestim.en, in der Arbeits­
losen-, Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherunq 
pflichtversichert. POr diese Versicherungen qelten, 
soweit die S5 2 5a bis 2 5c nicht anderes besti�en� 
die Vorschriften des Ar beitslosenversicherungsg@set_ 
zes 1977 und des Allgemeinen Sozialversicherungsge­
s e t zes Ober die gesetzliche lranken-, Un fall- und 
Pensionsversicherung fOr Pflichtversicherte. 

, � 
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( 3  I Persone,n , die während einer Arbeitsunterbrechung 
infolge Url aubes ohne Entgel t z ahlung , sofern dieser Ur l aub 
die t�uEr eines Monates nicht überschreitet (5 11 Abs. 3 

lit. a des Al lgemeinen Sozial versicherun�sgesetzesl , von den 

im S 19 Ab�. 1 lit. b genan�ten Maßnahmec erfaßt werden und 

hiefür eine·.Beihilfe gemäß 5 20 Abs. 2 lit . c beziehen , haben 

An$pruch auf Ersatz der gemäß 5 53 Abs. 3 lit. c des Al lge­

meinen Sozial versicherungsgesetzes und der gemäß § 61 Abs . 6 
, 

lit. c des Arbeit s l osenversicherungsgesetzes 1958 entrichteten 

Beiträge zut Sozi a l versicherung und zur Arbeitslosecver­

sichen.r.g dut·ch die Arbeitsmark tverwaltung. 

! � 

()I Person"n , die während einer Arbeitsunterbrechung 
infolge Url aubes ohne Entge l tzah lung , sofern dieser Urlaub 

die t;; u�·r eines Monates nicht überSChreitet ( §  1 1  Abs. 3 

lit. a des Allgemeinen Sozial versicherun�sgesetzes) . von den 
I 

im § 19 Abs. 1 lit. b genanr·t·en Maßnahmec e�fiaßt werden und 
hiefür eine· Beihil fe gemäß 5 20 Abs. 2 iit. c, beziehen , h abe n 

AnE.pr-uch. auf Ersatz der �ellläß 5 53 Ab
·
s. :' 3 11 �:. c des II1lge­

meinen Sozial versicherungsgeset zes und �er g��äß § 61 Abs . 6 

lit. c des Arbeitslosenversicherungsgeset zes 1977 entric h teten 
Bei t räge zur Sozi�l versicherung und zur Arbeit s l ose�ver­

siche·n..r.c; dutch die Arbeitslllarktverwa ltung. Sie unterliegen 

hinsicht lich des Beihil fenbe�es nicht den Bestimmungen des 
Abs . 1. 

§ 25a. (l I Der Beitrag zur Arbeitslosen-, Kranken-, 
Unfall- und pensionsvers.icberunq fOr nach � 25 Abs. 
VersiCherte ist mit dem Hundertsatz der allgemeinen 
Bei tragsgrundlage zu bemessen, wie er jeweils fü� 
Dienstnehmer festgesetzt ist, die· der Pensiprisver­
sicherunq der Arbeiter zugeh<Sren. 

I 

(2)" Als allgemeine 8eitragsgrundlage für inach 
� 25 Abs. 1 Versicherte gilt fOr die Krankenversich e-

I 

rung �er doopelte Betrag und fOr �ie Obrigen Pflicht-

versicherungen der einfache Betrag der Beihilfe. 

(3) Da s  Krankengeld 
sicherte gebUhrt in der·R6he der letzten Beih!ilfe ge­
mäß § 20 Abs. 2 lit. c. Als Wochengeld gebührt e i n  

Betrag in der Röhe d e r  u m  8 0  v R  e rhöhten Beihi l fe ; 
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(4) Personen, die während des Bezuges einer 
Beihilfe gemäß § 20 Ahs. 2 lit.�c: 'erkrank!n" gebüllrt, 
wenn sie a-uf Grund der für die Kr'ankenver,sicherung 

'maßgebenden Bestimmungen --in' den ersten drei Taqen der 
Erkrankuryg kein Krankenqeld erhalten oder sich in �n-

• � I ' 

staltspflege befinden und fOr Angp.h&rige zu sorgen 
haben, jedoch kein Familiengeld erhalten, fOr diese ' 
Zeit die bisher bezogene Beihilfe. 

(5) Wenn Ansprüche auf Leistungen der Kranken­
versicherung davon abhingen, ob der Leistungsbezi.eher 
seinen �ngehöriqen aus seinem Entgelt Unterhalt ge­
leistet hat, gilt die Beihilfe gemäß S 20 Abs.' 2 
lit. c als Entgelt. 

,§ 25b. (1) Die Bestimmungen des Allgemeinen Sozial­
versicherungsgesetzes Ober di� Krankenversrche�ung 
beim Ausscheiden aus einer durch eine Beschlftigung 
begründeten Pflichtversicherung und anschlie8erider 
Erwerbslosigkeit sind auf Personen, deren Beihilfen­
bezug endet, anzuwenden, der Anspruch der aus dem 
Beihilfenbezuq ausgeschiedenen Personen auf die 
PfliChtleistungen der Krankenversicherungen durch 
eine Selbstversicherung (Abs. 2) bleibt unberUhrt. 

(2) Personen, die vor dem Beihilfenbezug 
krankenversichert waren, kannen nach dessen Bnde die 
frOhere Krankenversicherunq freiwillig fortset,en. 
Hiefür gelten die Bestimmungen Ober die Selbstver-
sicherung in der Krankenversicherung_ I 

§ 25c. ( 1 )  Die Beiträge ,zur Pfllchtvers,icberung von 
Beihilfenbeziehern gelnU S 2'S Abs. 1 werden aus 

, 

58/M
E

 X
V

II. G
P - M

inisterialentw
urf (gescanntes O

riginal)
29 von 34

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



, 1 

§ 29 ( 2) Durch die Vere inbarung muß hinsich tlich des Beschäftigten_ 

s tandes,der Arbeit5zeit und der Entschädigung siche, rges te ll t  sein: 

a-)--während de-r Kurzarbeit wird der Besch äft igtenstanQ aufrecht­

erhaltet:; es sei denn , daß da s_ Arbeitsco'"t in besonce r e r. Fällen 

eine AU�PEhme be�i lligt ,  
b) in zwei aufeinanderfolgeneen Wochen wird im Betrieb insgesamt 

m ine·(.st'eil�, 1 6  Stunden gearbeitet , 
c) nicht voli beschäftigten Dienstnehmern wird durch den Dienst­

geber , wenn die ausfallende A rbeitszeit inr erha lb zweier auf ­

einer.c(.rfe' l gender Wochen mehr als acht Arbeitsstunc1en beträgt, 
für den Arbeitsausf all als Kurzarbeite runterstü tzung eine 
En t sch iit'! igt1nc; geleistet . Die Kurzarbei terunters tü tZUllC; be­
trägt für jede ausgefallene Arbeitsstunde mindes tens ein Achtel 

des Tagess a tzes des Arbeitslosengeldes. 

"'; 

I' 
, I 

(2) Aus Mitteln des Aus�leic:hsfonds. fÜr Fami-
lienbeihilfen wird_ den T�llqern dtfr geset.zU c_hen 
KrankenversicherunqSO vlf�er Aufwendungen', für d a s  
Wochengeld ersetzt ( S  39a des Familienlastenaus­
gleichsgesetzes 1 967, &G8l. Nr. 376). 

(3) Meldungen, die nach den Vorschrif�en der 
gesetzlichen Krankenversicherung dem Dienstgeber ob­
liegen, haben die Dienststellen der Ar�eitsmarkt+er­
waltung zu erstatten. Der Bundesminister f�r Arbeit 
und Soziales kann durch Verordnung Bestimmungen aber 
die Vereinfachung des Meldewesens und Ober 'die ,Art 
der Entrichtung der Beitrlge zur Arbeitslosen-, 
Kr anken-, Unfall- und Pensionsversicherung er,lassen. 

§ 29 ( 2) Durch die Vereinbarung muß hinsichtlich des Beschäftigten­

s tandes,der Arbeitszeit und der EntsChädiguhg �sicheroesteiit sein : 

a) während der Kurza_rbeit wird der� lIesc;:h!ift f�jenstand aufrecht- ­
erhal ten , es sei denn, daß das Arbeitsamt in besonde�e� Fällen 

eine Au�"�hme bewilligt, 
b) in zwei aufeinanderfolgenden Wochen wird im Betrieb insgesamt 

�ind�stens zwei Fünftel der jeweils gelten�en Normalarbei t szeit 

gearbeite t, 

c) nicht voll beschäft ig�n _ Diens tnehmet-n wird durch den Dienst­

geber, wenn die ausfallende Arbeitszeit innerhalb zweier auf­

einanderfol gender Wochen mindestens ein Fünftel der jewei l s 

gel t enden Normalarbeitszeit beträgt, für den Arbeitsausfal l 
als Kurzarbei t erunterstützung eine Entschädigung geleis tet . Die 
Kurzarbeiterunterstützun 

stunde mindestens ein Achtel des Tagessatzes des Arbeitslosen­
geldes. 
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( 3) Als Ttgessatz des Arbe i t s l osengeldes im Sinne des Abs. 2 

1it. c gi lt der Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes ( §  21 Abs. 4 

des Arbeitsl os�nversicherungsgesetzes 195 8 , den der betreffende 

DienE' t  nf!hIlIEd:' im Fa] le der Arbei t s l osigkei t unter Zugrunde,legung 

sein�s Arbeitsverdienstes bei Vollarbe it bezieher. würde. An 

Ste l l e  der , Tagessätze können Pauscha1.litze treten , die vom Bundes ­

minist er i un. fU r Arbeit u n d  Soziales unter Bedachtne hme auf den 

Wocl:�n- bei:u!hungsweise Monat.verdienst , die Lohnsteuergruppe 

und die Anzahl 
,
der Kinderfreibeträge des von Kurzarbeit be­

t rof fenen Dienstnehmers festgeset z t  werden • 

§ 3 4 . ( 1 )  Begehren um Gewährung einer Beihilfe gemäß § 2 7  Abs . 1 

und § 2 8c sind von jedem Arbeitsamt en tgegen zune hmen . Über Be­
geh r e r.  um �ewährung von Be,ihilf·eD: . hE'fiOOet riach Art.i:in nC; des 

Ve na,]  tur,g f:,,;.t\s SChUSS E S .  s�fer n die Gesamtsüllfme im Einze! f CI 1 1  der,. 
Bet r ag v�n 500 . 000 S nicht übersteigt , das nach dem Wohns j tz oder 

Aufent halt des Beihilfenwerbers zust äne i ge Landesarbeitsamt . Hande l t  
es sich um eine Einrich t ung oder einen Betrieb , befindet das nach 
dem St andor t , qer 'Einrichtung bzw. des Betriebes zus t ändige Landes­
a rbeitsamt. , sofern der Arbe i tspl atz aber außerhalb des St andortes 
d e r  Einr i chtung 'oder des Betriebes gelegen ist , das nach dem A r ­
beitsplat z zus tänd i ge Landesarbei tsamt. Übersteigt die Gesamt summe 

im Ei n2.elf a l l den Bet r ag von 500 . 000 S ,  befindet der Bundesminist.er 
für soziale Verwaltung nach Anhörung des Beirates für Arbeit s ­
m a rk t pe,li t ik , soweit es sich u m  Bei h i l fen gemäß S 2 7  Abs . 1 lit. a 
und b handel t , im Einvernehmen m i t  dem Bundesminis ter für Finan zen , 
dessen �ußer � ng zur Herstell ung des Einvernehmens i nnerhalb v�n 
vier He·c hen zu erfolgen hat , anderenfalls die ' Zustimmung öl s ge-

I . geben a n 2 ur. E,hmen ist . Wenr es besoneere öffer.t 1iche Interessen 
wegen GefMrr im Verzuge erfordern , daß über Begehren unverzüglich 

befu&den w i rd , können das Einvernehmen mit dem eundes�inister 
für Finl nzen UD9 ale �nnGrUR9 Ges verwaltul�saosacnusses entfa l len. 
Über die getrc ffenen Maßnahmen 1st dem Ver"'al tungsat:�schuß je­
d och ehestmöglich zu berichten . Der Beirat für Arbeitsmar k t politik 

i s t  in solc�en Fäller: im Wege des ständigen Ausschusses gemäß 

§ 43 Aba. 2 anzuhörer:. 

( 3 )  Als Tagessatz des Arbeits losengeldes 1m Sinne des Aba. 2 

lit. c gilt der Tagesbetrag des Arbeitslosengeldes ( §  21 Abs . 4 
d e c;  Arbei t s l  osenverslcherun<;sgeset ze. 1958 , den de,r ' betref fendt> 

Oi '�nE' t  n E,hIllE!t' im Fa l le der Arbei t slosigkei t un�er Zugrundel egung 
se ines Arbe t tsverdienste. bei Vol larbeit bezieher: würde . An 
S t elle der Tagessätze können Pausc:ha1s�tze tre t en , die vom Bundes ­

min i s t er 1 u n. fü r Arbei t  und Sozi ale. unter 'Bed,chtna hm'E' auf den 
Wocl:e,n-· beziehungsweise Monatsverdienst , einen ' allfälligen Allein­
verdienerabset zbetrag und die Anzahl der Kinde r  l aut ramilien­
be l hilfenk arte des von Kurzarbe i t  betroffenen Diens tnehmers 

I 
fes tgesetzt werden. 

Ii :1<1 . (1 ) n"C)"hren um Gewährung einer Beihilfe gelT,äll § ) 7 /l b l' . I 

l i nd Ii ? t1 c  s i. nd von jede,m Arbeitsamt en tgegE',r;zfJn � hmt.I' , Ob., .. 1 1 ,, -

g p l1 .. (' r. 1 1m Gewähr ung �on Be..ih i I fen bE' findet .. nach A r t, c; n  nc. deI; 

Verwio'l tur�;; ll s sc h usses , sofer n d.i.e GesamTlulRmE! im Einz,e l f it l l  der, 

Be t r  ag v e n  1 . 000 .000 S nicht: übersteigt , d as n ac h· dem Wohnt i t z  ode r  

/lufen  t h a  l t  dN' Bei h i l fenwerbers zust Iind 1 ge LandE1sa rbeit samt . H a nde I t 

es sich um eine Ein riCh t ung oder einen Bet rieb , befi
!�

det das nach 

dem ' S t ando r t  der Ein richtung bzw .  des Betriebes zust ändige Landes ­
a rb e i  ts ;; m t. ,  sofern der Arbe i tspl atz aber aUßerha,lb des Standor tes 

der Ei n r i c h t ung oder des Betriebes gelegen ist , das nach dem Ar­
beitspl a t z  zus t ändige Lande.arbei tsam t .  Übersteigt die Gesamtsumme 

im Ei n2.elfa 1 l  den Betrag von 1 .000. 000 S befindet der Bundesminist.er 

für sozi 3 1 e  Venla l t u ng nach Anhörung de. Qeirate� für Arbe i t s ­
mark t pol i tik ,  soweit e s  sich um Beihi lfen gemäß S 2� Abs . 1 lit . a 
und b handel t , im Ei nve� nehmen m i t  dem BundesminI s t er fü r Fine,nzen , 
dessen jiußE'r�ng zur Ht'rsteU ung des Einvernehmens i'nnerhhlb v�n 

! 
vier Woc hen zu erfolgen hat , an�erenfal1s die Z�JI; t  imnlung .. 1 s ge-
gebe n c n 2 u r. E,hmen ist . Wenr ea besoneere öffer.t liche Interessen 

weger, Gefahr im Verzuge erfordern , daß Über Bege,hren unverzügl,ich 
befur.der: �d rd , können da. Einvernehmen' mit dem !undes�jnill 

Ur F i n l nzen und die Anhörung des Verwa1 t�ngsausschusses entfa llen . 
Uber die ge t rcffenen Maßnahmen ist dem Ver"a l tun4&at:� schuß je­
doch ehes t m ög l iCh zu berich ten. Der Beirat für Arbeitsmark t politik 
ist in s e l che·n Fäller: im Wege des s tändigen I AusschuS ;les gemäß 
§ 43 Abs . 2 anzuhörer: . 
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§ 39 . ( 2 )  Üb�r Begehren um Gewährung von Beihilfen bef i nc e t  nach 

Anhe·rune; deI!, Verwal tune;sauEschuE ses , sofe r n  liie Gesam t,summe im 

Einz e l f a l l  d�n Pe t r aq vom SOO . OO C .  S nictt üb�rst eigt , das Landes-
, 

a r�·its .. mt.. rn a l l er. -· anderen Fäl len befi ndet '_deI' Bundcsnd,nis t er 

für sozia le ' v'erwaltung nacf)' Anhörung deI! Beirates für Arbert's ­

mark t.pt.l i t  ik i m EinvernE'hmer: mit den Bundesmin istern für 

Finan zen und für Handel , Gewerbe und Industrie derer: Äußerungen 

zur Herstel l une; des Einvernehmer.s bei Vorlieger. von konjunkturellen 

oder bf· t riebl i chen Sch10ierigkeiten innerh a lb von vi er Wc·chen z u  

erfolgen habe n , andernfal l s  die Zustimmung a l s  gegeben anzune hme-r. 

i s t . Wenn es besondere öffent li ch� Interesser: wegen Gefahr im 

Verzugt'! erfc rdern , daß über Beget:ren un,,'.:,r :tüglich befunden wird , 

könner. d a s  Einv ernehmen m i t  den Bundesminis t ern für Finan zen und 

für Handel , Gewerbe und Indust rie und d1eAnhörung des Verwal tungs­

a usscht,s5es 'entfallen . Ober die \Jetroffener: Maßnahmen ist dem 

Ver .. al tune;saulo5chuß j edoch ehestmi:iqUch zu ber i chter: . Der Be i r a t  
für Art.e itsmark t.po l i t i k  ist in solchen F ällen i m  Wege des 

ständigen 'AusschuEses gemäß S 43 Abs . 2 anzuhören . 

, 
' . 

§ 39b . ( 3 )  Ober d ie Gewährung der Beihilfe , über deren Art und 

deren Höhe h a t  der Bunde�minister für soz fa l e  Verwalt ung im 

Ei nvernehmen , m i t  dem Bundesminister für Fi n anzen und dem Bundes ­

m inis ter für wirtsch af tliche Ange�he i ten mi t der Maßgabe 

zu befindeh, d a ß  die Beihi lfe der Ei�enar t des zü fÖcdernden 

Vorhabens entspr i c h t  und die hiefür erforderl i chen Bundesm i t tel 

in dem zur Err ich tung des angestrebten Erfolges nur im unum­

gänglich notwendigen Umfang eingeset z t  werden . 

�, 

§ 3 9 . ( 2 )  Über Regehren um Gewährung von Be i h i l fen be f i nc' e t  n<lc h 
A n h c, r u ne; d e I!  Verwal tune;sallEschuEses , sofer n 'di� Gesam t.summe im 

E i n H ' l f " l ] d(·n Fe t ri!lg vom ' .000. 000 S nictt überst eigt , das Lances­

a rb€' i n'-.. m t. . In a l l er. anderen Fällen befinde t der Bundcslf.ini-;t er - . --
f ü r  soziale Verwa l t unv nach Anhörung deI! Be i r a t es fü� Arbei t s-

mark t pt,l i t  ik im Ein\'ernE-hmer: m i t  den Bundesmini s t er,:, für 
F inan zen und für Handel , Gewerbe und Indus trie derer: ÄUßerungen 

zur Herstel l ung des Einver nehmer.s bei Vor l i eger: vo
'
n kon junk turel len 

oder bf·t riebU che,r. Sch1O'ieri\Jkeiten innerh a lb von vier Wc·chen z u  
e r folgen h a ber. , andernfalls d i e  Zus t immun\J 'als gegeben anzune'hme.r. 
i s t .  Wenn es besondere öffent li ch� Interessen we�er: Gefahr im 
Verz, ue;e erfcrdern , daß über Beqet:ren un,,'.:,r :t üglich , befundE·r. wird , 

könner. d a s  E i nv ernehmen mit den Bundeaminis�ern fÜr Finar. zen und 
I ' 

für Handel , Gewerbe und Indust rie und die Anhörung tles Verwa l tungs-
I 

a usSCh\;,S5 e S  entf al l en . Ober die \Jetrof fener; �aßnahmen is t dem 
Ver",'l  tUflc;s .. u� sc,huß jedoch ehestmöglich zu ber i chten '. Der Beirat 
für Art.eit smark t po l i t i k  i s t  in aolche.n Fäl len im Wege de!: 

s tändigen AusschuE ses gemäß S 43 Abs . 2 anzuhören . 

§�b(" Ober die Gewlhrung der Beihilfe ,  Ober deren A,rt 
und deren Höhe hat der Bundesminister fOr Arbe,it und 
$oziale� im Einvernehmen mit dem �undesmin ister fUr 
Finanzen und dem Bundesm i nister fOr wi rtschaftl iche 
Angeleqenheiten mit der Ma8gabe zu befi nden , disS die 
Be i hi l fe der Eigenart des zu fördernden- Vorhabens 
entspr i cht und die hiefßr e rforderl ichen Bundesmittel ' . , I 
nur in dem zur Erreichunq des anqestrebten Erfolges 
unumgängl ichen Umfang e i nqesetzt werden • .  
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• 

, I 
§ 4 5 .  Die Diens tstellen der Arbeitsmarktver��l tung h aben bei der 
Dürc- h f übr u r_,g

_
,ihrer Aufgaben auf (H.�LZüsammE-n�rbeit mit d�n A r ­

beitsin� pek toraten und den 
_�

onE t zur Ifahi-nellmung d e s  Arbe
_
i t ­

nehIl E·r s c h u t zeE. berufenen Behörden , mit den Trägern der soz ra'I -
, 

ver�ich�r��G . _ den Krankenan6talten , den kollektivvertl agsfähigen 
Körp�r $ch�f ten der Dienstgeber und Dienst netmer sowie mit den 
9rgar. E-n der Arbeitnehmerschaf t  des Betriebes Bedac h t  zu ne hmer . .  

§ 4 5 .  ( 1 )  Die Di enststellen der Arbeit smar k t vei-"'e' ]  t ung h a ben bei der 

Du r c b f ü h r u r._g i h rer Aufgabe.!' auf die -z�s�!I!menarbeit .  mit den A r ­

be i t ,s i n� pektoraten und den SOßE t. z�r wahrnehmu�g d e s  Ar�eit - _  

n e h n e- r ,s c h u t 7. E- E_ berufenen Behörden ; mit den Trägern der 50 z i a l ­

ven i c h E- r lJ r, c; , der: KrankenanEotal ten , den kollek t fvv�I t r a gsfäh igen 

K ö r pE- r s c b c. ften der Dienstgeber und Dienstnetmet sowie, mit der, 

Org a r E- n  d €·r Arbeitnehmerschaft des Betriebes B�dacht - z u  nehmer . •  

. ---- ----- . .  

( 2) Die  Mitwi rkung bei der BereChnung und d ie Zahl­
barstel�ung der Förderungen nach den 55 1 9  un� 2Q , 

dieses Bundesgesetzes obliegen nach Malgabe des S � 
des Bundesrechenamtsgesetzes , BGBI . Nr .  1 2 3/1978 , dem 
Bundes rechenamt . Generelle �nderungen in der Rahe 
dieser Förderungen sind auf Mitteilung des .Bundesmi­
nisteriums fü r Arbeit und S'oziales VO\II Sundes rechen­
amt vorzunehmen , sofern sie automationsu�terstntzt 
d urchführbar sind . Oie "AIVG-Auszahlungsverordpilnq 
( BG Bl . Nr .  1 05/1 9.13 4 )  ist sinnqemll8 anzuwenden . 
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A SVG-geltende Fassung 

5 2 3 8 .  ( 4 ) Be i der Anwendung der Abs . 2 und 3 bleiben Bei tr ag s ­
mon" t e  der , f r'eJ.wi l l igen Versicherung , die aech Zeiten enthal ten , 
währ enc welcher Krankengeld , Arbe i t. s losengeld , Nots tands b i l f e  

I 
oder Keren.ur l aubsgeld aus gesetzlicher Versicherung bezogen 
wur de ocer währ�nd welcher der Anspruch auf Kranlr.F.nqel d  aesse h l ieß­

l ict n " c h  § 1 4 3 Abs . 1 Z . 2 ruhte , außer Betracht , wenn es für 
den Ver!- ichf.r ten günstiger ist . Dies gilt entsprechend auch 
für Pe i t r 6g smonatE der Pflicht versicherung , die Zeiten enthal ten , 
während welcher beru f l i che Maßnahmen der Rehabilita t ion ( 55 1 98 
bzw. 303  dieses Bundesgesetzes sowie S 1 6 1 des Gewerb l i cher. 

Soz i a l versiche,rungsgesetzes und S 1 5 3 des Bauern -Sozialver_ 
s icherufJgsgese t ze-s ) gewähr t wurden bzw . Zeiten einer Beschäf t igung 
entha l ten , z u  den n Ausübung ihn diese Maßnahmen bef ähigt haben . 

ASVG-Fa s sung des Entwurfes 

§ 23 8 .  ( 4 )  Be i der Anwendung der Abs . 2 un� 3 bleiben Bei trags­

mons t e  der f re iwi l l igen Versicherung , die aech Ze i ten entha l ten , 
währ e nc we l cher Krankengeld ,  Arbeitslosengeld , Not s t ands b i l f e  

oder Ke r e n .ur l aubsgeld aus gesetzlicher Ver s i c herung bezogen 
wut d€' oc(.r währ� nd welcher der Anspruch auf Kranlr.F.nge ld , acsse h l ieß­

l ict neeh § 1 4 3  Abs . 1 Z. 2 ruhte , außer BetraCht , wenn es für 
den VEr !- ich� r t en günst iger ist . Dies gilt entsprechend auch 
f ü r  Fe i t r 6 gsmona t E  der Pflicht versicherung , die  

1 .  Zei ten en tha l ten , während welcher beruflich� Maßnahmen der 
Rehabi l i t a t ion ( § § 1 98 bzw 303 dieses Bundesgesetzes sowie 5 1 6 1 
des Gewerbl ichen Sozi alversicherungsgesetzes und 5 1 5 3 des Bauern­
Soz i a lversieherungsgesetzes ) gewährt wurden , oder 

I 
2 .  Zei t en einer Beschäftigung enthalten , zu deren Ausübung d ie 

Maßnahmen nach Z 1 den Versicherten befähigt haben , oder 
3 .  Ze i ten enthal ten , während welcher der VersiCherte eine Bei ­

h i l fe zur Deckung des Lebensunterhaltes gemäß § 1 9  Abs . 1 lit . b 
i n  Verbindung m i t  § 20  Abs . 2 l i t .  c des Arbei tsm�rkt förderungs _ 
geset zes , BGBI . Nr .  3 1 / 1 96 9 ,  bezogen hat und gemäß § 25  Abs . 1 
l eg . e i t . pf l ichtversichert war .  
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